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Summary 

Obwohl die Abhängigkeit des Menschen vom Boden eine Urtatsache ist, hat der 

Boden im Vergleich zu anderen Umweltmedien bislang eine relativ geringe 

allgemeine Aufmerksamkeit erfahren. Auch in rechtlicher Hinsicht existiert trotz 

jahrzehntelanger Absichtserklärungen auf internationaler, unionaler und 

nationaler Ebene nach wie vor kein umfassendes Regelwerk zum Schutz des 

Bodens.  

Bodenschutz stellt sich im Mehrstufensystem von internationalem Recht, 

Unionsrecht und nationalem Recht als ein überaus komplexer 

Regelungsgegenstand dar. In dieser Komplexität spiegelt sich einerseits die 

Multifunktionalität des Bodens wider, andererseits der Umstand, dass zwischen 

den Umweltmedien Boden, Wasser und Luft vielfältige Interdependenzen 

bestehen, die auch im Recht ihren Niederschlag finden.  

Der Komplexität des Bodenschutzrechts entspricht die Schwierigkeit seiner 

systematischen Erfassung. Grundsätzlich kann nach dem Schutzziel zwischen 

qualitativen Bodenbeeinträchtigungen sowie quantitativen Bedrohungen des 

Bodenpotentials durch Flächenverbrauch und Erosion unterschieden werden. 

Weitere Differenzierungen sind nach dem Regelungsgegenstand 

bodenschutzrelevanter Normen (schutzgutbezogen, schadstoffbezogen, 

anlagenbezogen) oder nach dem Grad der Bodenschutzrelevanz von Normen 

möglich. 

Trotz mehrerer bodenschutzrelevanter internationaler Übereinkommen gibt es 

mit Ausnahme der Alpenkonvention bislang keinen grenzüberschreitenden 

internationalen verbindlichen Rechtsrahmen für den Bodenschutz. 

Charakteristisch für das unionale Bodenschutzrecht sind das Überwiegen von 

„soft law“, das Fehlen eines verbindlichen Rechtsrahmens zur Umsetzung von 

bodenschutzrelevanten Zielen der Union, eine wachsende Zahl von nicht 

aufeinander abgestimmten Normen, die sich auf einzelne Aspekte des  Schutzes 

insbes. land- und forstwirtschaftlicher Böden beziehen sowie die zunehmende 

Instrumentalisierung des Bodenschutzrechtes für Ziele des Klimaschutzes (CO2-



Speicherung), des Natur- und Biodiversitätsschutzes sowie des 

Gewässerschutzes. 

Der 2006 von der Europäischen Kommission vorgelegte Entwurf einer 

Bodenrahmenrichtlinie fand im EU-Umweltministerrat keine Mehrheit und 

wurde schließlich zurückgezogen. Hauptpunkte der Kritik waren die fehlende 

Abstimmung mit bestehenden bodenschutzrechtlichen Unionsvorschriften, 

Bedenken aus der Sicht des Subsidiaritätsprinzips, zu erwartende massive 

Eigentumseingriffe sowie ein unverhältnismäßiger Verwaltungsaufwand. 

Ob der 2023 gestartete neuerliche Versuch der Kommission, mit einer Richtlinie 

zur Bodenüberwachung und -resilienz („Bodenüberwachungsgesetz“) einen 

verbindlichen Rechtsrahmen für den Schutz des Bodens zu schaffen, erfolgreich 

sein wird, ist derzeit noch offen, scheint allerdings in greifbarer Nähe. Trotz einer 

gewissen Entschärfung des Kommissionsvorschlages in den 2025 

abgeschlossenen Trilogverhandlungen (Entfall der Bestimmungen über die 

Festlegung nachhaltiger Bodenbewirtschaftungspraktiken) bleiben begründete 

Bedenken rechtlicher und fachlicher Natur bestehen. Aus rechtlicher Sicht sind 

es vor allem die sich abzeichnenden Doppelregelungen, die damit verbundene 

Bürokratie, das Fehlen wirksamer Maßnahmen gegen den Bodenverbrauch, die 

Auswirkungen auf das private Bodeneigentum sowie die Problematik des 

Umganges mit den durch die Bodenüberwachung generierten Daten. Aus 

fachlicher Hinsicht entsprechen die Methodik zur Erfassung der 

Bodengesundheit sowie die Indikatoren und Abgrenzungskriterien nicht dem 

Stand der Wissenschaft, gewisse Zielwerte sind in der Praxis nicht erreichbar. 

Das nationale Bodenschutzrecht in Österreich ist wegen des Fehlens einer 

umfassenden Regelungszuständigkeit nach wie vor von einer großen 

Inhomogenität und Zersplitterung geprägt. In die lange Zeit statische Materie 

des Bodenschutzrechts der Länder ist in den letzten Jahren etwas Bewegung 

gekommen, insbes. hinsichtlich Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und der 

Erosionsminderung. Von weitergehenden Ermächtigungen, im Verordnungsweg 

in die Bodenbewirtschaftung einzugreifen, wurde bisher – abgesehen von 

wenigen Ausnahmen - allerdings nur wenig Gebrauch gemacht. Im Bereich des 

überdurchschnittlich hohen Bodenverbrauches sind in einigen Bundesländern 

Tendenzen festzustellen, durch verbindliche Festlegungen in überörtlichen 

Raumordnungsprogrammen wertvolle landwirtschaftliche Böden effektiver zu 

schützen. 
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